
Da ist einmal die Frage des Verhältnisses zur Ver­
gangenheit, die wichtige Aufgabe, „sich allseitig und 
erschöpfend die Wissenschaft und Kultur der kapi­
talistischen Gesellschaft anzueignen ... jedoch nur 
unter der Voraussetzung, daß man den engen Horizont 
des bürgerlichen Denkens ... überwindet, indem man 
sich auf den einzig festen wissenschaftlichen Boden 
stellt, auf den Boden des dialektischen Materialis­
mus“!2). Zweifellos haben auch bürgerliche Wissen­
schaftler, insbesondere als Vertreter einer revolutio­
nären Bourgeoisie, wissenschaftliche Elemente zur Er­
kenntnis von Staat und Recht beigesteuert. S.t a 1 i n 
hat uns in seiner letzten großen Rede auf dem 
XIX. Parteitag der KPdSU mit allem Ernst darauf 
hingewiesen, diese Errungenschaften gegen die impe­
rialistische Bourgeoisie zu verteidigen. Die wichtige 
Feststellung Wyschinskis: „Genau genommen, gibt es 
keine bürgerliche Rechtswissenschaft, wenn man nicht 
eine Reihe von willkürlichen Konstruktionen, die durch 
eine wissenschaftliche Phraseologie verdeckt sind, als 
Wissenschaft ansieht“!3), darf also nicht dazu verleiten, 
alle bürgerlichen Rechtsideologen insgesamt und un­
differenziert zu verurteilen.

Das gewinnt vor allem Bedeutung angesichts der 
notwendigen Auseinandersetzung mit den westdeut­
schen Rechtsideologien. Zweifellos ist die imperi­
alistische Staats- und Rechtslehre in Westdeutschland 
unwissenschaftlich, dient — bewußt oder unbewußt — 
den gesetzlichkeitsfeindlichen Zielen Adenauers. Trotz­
dem gibt es aber eine ganze Reihe demokratischer 
bürgerlicher Wissenschaftler, die die demokratischen 
Errungenschaften verteidigen und in einzelnen Teilen 
ihrer Lehre wissenschaftlich Vorgehen. Es wäre daher 
falsch und dem Kampf um die Einheit Deutschlands 
schädlich, wollte man nur die reaktionären westdeut­
schen Rechtslehren sehen und bekämpfen und nicht 
gleichzeitig die dem Fortschritt dienlichen Beiträge 
bürgerlicher westdeutscher Professoren hervorheben 
und unterstützen. So besteht z. B. die Tendenz der 
westdeutschen Verfassungsgerichtshöfe, nicht nur die 
Gesetze auf ihre Übereinstimmung mit der Verfassung 
hin zu überprüfen, sondern auch die Normen der 
Verfassung selbst auf «Grund der veränderten politi­
schen Verhältnisse (d. h. auf Grund dessen, daß diese 
Normen der Faschisierung durch Adenauer im Wege 
stehen) außer Kraft zu setzen»4). Diese Tendenz, die 
von westdeutschen imperialistischen Rechtsideologen 
ausdrücklich unterstützt und gefördert wird15), stößt 
auf den Widerstand einer ganzen Reihe demokratischer 
westdeutscher Rechtswissenschaftler»6), die die Ver­
fassung gegen die rechtswidrigen Angriffe der Justiz­
bürokratie verteidigen.

Die gleiche Arbeit Wyschinskis ist uns auch deshalb 
so wertvoll, weil in ihr erstmals jene Definition des 
Rechts entwickelt und verteidigt wird, die seitdem von 
allen fortschrittlichen Juristen als die allein wissen­
schaftliche Begriffsbestimmung des Rechts anerkannt 
wird und die unserer gesamten rechtswissenschaftlichen 
Arbeit zugrunde liegt!?). Dabei weist Wyschiinski in 
charakteristischer Bescheidenheit darauf hin, daß diese 
Definition nicht ihm allein zuzuschreiben sei, sondern 
vom Kollektiv der Juristen des Instituts für Rechts­
wissenschaft der Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR ausgearbeitet und von der Juristenkonferenz 
1938 gebilligt wurde. In dieser Definition kommt nicht 
nur die ganze Überlegenheit der marxistisch-leninisti­
schen. Wissenschaft gegenüber allen bürgerlichen und 
vorbürgerlichen Rechtslehren zum Ausdruck; ihre ge­
naue Kenntnis ist uns auch eine unerläßliche Hilfe im 
Kampf um die Entwicklung unserer demokratischen 
Gesetzlichkeit sowie im Kampf um die Einhaltung der 
bürgerlichen Gesetzlichkeit in Westdeutschland. Diese 
Definition, die auf den Erkenntnissen der Klassiker 
des Marxismus-Leninismus beruht und in der auch 
wissenschaftliche Einzelergebnisse der besten Ideologen
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der revolutionären Bourgeoisie aufgehoben sind, ver­
setzt uns beispielsweise in die Lage, das westdeutsche 
Blitzgesetz und seine Handhabung schon deshalb als 
rechtswidrig anzuprangern, weil dadurch nicht das 
Verhalten, sondern die Gesinnung des Menschen zu 
regeln versucht wird. Aus dem gleichen Grunde muß 
das Bemühen westdeutscher Rechtsideologen verurteilt 
werden, das Recht zu definieren als „die wirklichen, 
der sichtbaren Welt angehörenden Beziehungsverhält­
nisse zwischen bestimmten Personen . . . ,  die realen 
Tatsachen des sozialen Lebens, aus dem diese Verhält­
nisse entspringen“13). Durch solche Definitionen wird 
das Wesen desRechts (abgesehen davon, daß nichts über 
den Klassencharakter gesagt ist) als Verhaltensregel 
negiert und die unmittelbare politische Praxis der 
herrschenden Klasse für „Recht“ erklärt. Die 
marxistisch-leninistische Definition des Rechts weist 
den Richter in der Deutschen Demokratischen Republik 
darauf hin, daß das Entscheidende jeder Rechtsnorm 
ihr Klassencharakter ist, daß es keine „neutralen“ 
Rechtsnormen geben kann, daß also auch der mit der 
Durchsetzung der Norm beauftragte Richter nicht 
„neutral“ sein kann, sondern Partei ergreifen muß für 
unseren Arbeiter- und Bauernstaat.

Wyschinski stellte damals den sowjetischen Juristen 
als „aktuellste Aufgabe“, „ein System des sozialisti­
schen Sowjetrechts zu schaffen“*»). Mir scheint, daß 
auch für uns eine solche Aufgabe sehr dringlich ist. 
Bekanntlich ist die Schaffung eines Rechtssystems nicht 
nur für die Rechtswissenschaft bedeutungsvoll, sondern 
ebenso für die Gesetzgebung und die Rechtspraxis. Aus 
dem Rechtssystem ist unter anderem die Bedeutung 
der einzelnen Rechtszweige für unser gesellschaftliches 
Leben ersichtlich, ergibt sich die Zuständigkeit be­
stimmter Staatsorgane (z. B. Fachministerien) für den 
Erlaß von Rechtsnormen, die Zuständigkeit bestimm­
ter Gerichte bei Rechtsverletzungen. Seitdem Steini­
ger 1951-0) den Versuch (der auch unter Berücksichti­
gung unseres damaligen Entwicklungsstandes nicht 
voll befriedigen konnte) unternahm, das Recht des 
Staates der antifaschistisch-demokratischen Ordnung 
zu systematisieren, ist es auf diesem Gebiet sehr ruhig 
geworden. Dabei ist unsere Entwicklung nicht stehen­
geblieben, sondern die Entstehung neuer gesellschaft­
licher Verhältnisse in der Landwirtschaft hat sogar 
die Herausbildung eines neuen Rechtszweiges (Recht 
der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften) 
notwendig gemacht2*). Insbesondere die Vertreter der 
Staats- und Rechtstheorie haben bisher hierüber ge­
schwiegen. Ob dieser Zustand noch weiter vertret­
bar ist?

In diesem Artikel gibt Wyschinski weiterhin eine 
ganze Reihe unmittelbarer Anregungen für die 
juristische Praxis. So spricht er ausführlich über die 
Teilnahmelehre im sowjetischen Strafrecht22), die den 
„Justizpraktikern das für ihre praktische gerichtliche, 
staatsanwaltliche und Untersuchungstätigkeit not­
wendige theoretische Rüstzeug“ gibt. Das ist unter den 
damaligen Bedingungen des Sowjetstaates von be­
sonderer Wichtigkeit, denn „der Klassenwiderstand der 
Ausbeuterelemente, ihrer Agentur, die eine Agentur 
der ausländischen Spionagedienste ist, findet seinen 
Ausdruck vor allem in der Verschwörertätigkeit dieser 
Elemente, die die verschiedensten antisowjetischen 
Untergrundgruppen, verbrecherische, konterrevolutio­
näre Gemeinschaften organisieren.“ Er verallgemeinert 
hier die in den Prozessen gegen die trotzkistischen 
Verschwörer23) gemachten Erfahrungen und weist die 
Unhaltbarkeit der subjektivistischen bürgerlichen Teil­
nahmelehre nach. Wyschinski kommt zu dem Ergebnis, 
daß man die Teilnahme auffassen muß „als Gesamt­
heit der Handlungen vieler oder einiger Personen, 
die nicht nur das betreffende verbrecherische Resul­
tat hervorgerufen haben, sondern auch in diesem oder 
jenem Maße oder Grad, auf direkte oder indirekte 
Weise, mittelbar oder unmittelbar das Eintreten des 
verbrecherischen Resultats, das das Endziel der ver-
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